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D~H BUNDESMINISTER FüR FINANZEN XiV. Ge5etzgebtmgs~i~~~e 1977 02 15 
Z. 7C88-Pr.2/1976 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
ParlaHlent 
Wien 1. 

«jpG lAB 

1977 ~02- '1 5 
zu~()1 IJ. 

Auf die Anfrage der Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Busek und Genossen 
vom 17.12.1976~ Nr. 901/J, betr. die Meldungen Uber einen Baustop beim 
Allgemeinen Krankenhaus in Wien, beehre ic~ mich mitzuteilen, daß mic~ 
die Einleitung dieser Anfrage zunächst zu folgenden Feststellungen ver­
anlaßt: 
Die wesentlichen Entscheidungen Uber den Neubau des AKH, also hinsich~lich 
Standort, Größenordnung, Struktur (Zentralbau mit 2 BettentUrmen) und cr~a­
n1satorische Abwicklung wurden in den Jahren 1958 (1. Besprechung des 
Spitzenausschusses) bis 1966 getroffen. Sie fielen auf Bundesseite in ~i~ 
Verantwortung der damaligen Ressortleiter fUr Unterricht, BaUten und Fi~an­
zen. Mir ist auch nicht bekannt, daß von dieser Seite Bedenken gegen den. 
Neubau bzw. dessen Grundkonzeption oder gegen die organisatorische Abwick­
lung des Bauvorhabens geltend gemacht worden wären. 

Auf Grund der positiv~n Erfahrungen mit einer eigenen Planungs- und Errich­
tungsgesellschaft fUr das Projekt Internationales Amtssitz- und Konferenz­
zentrum Wien wurde 1975 im Interesse einer effizienteren OurchfUhrung auch 
das AKH-Projekt einer eigenen Planungs- und Errichtungsgesellschaft (AKPE) 
übertragen. 

N~chdem diese Gesellschaft von unabhängigen Experten ein Gutachten Uber das 
bisherige Projekt eingeholt und als Voraussetwng fUr die Weiterfiihrung des 
Projektes eine PrUfung mHglicher Alternativen und der Betriebskosten durch­
gefUhrt hatte, wurde ein neues Grundsatzprcjekt fUr das Organisationsstruktur­
und Raumprogramm ausgearbeitet. Dieses trägt den derzeitigen Erfordernissen 
sowohl der Patient@nbetreuung als auch der Lehre und Forschung optimal Rech­
nung. Besonders bemerkenswert ist, daß fUr dieses Konzept der Konsens mit 
den kUnftigen NLtzern - nämlich der Spit~lsverwaltung einerseits und der 

' .... 
./. 

· 11 
\1 

ä 
906/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 3

www.parlament.gv.at



- 2 

Medizinischen Fakultät andererseits - in einem Ausmaß vorliegt, wie das 
frUher nicht der Fall war. Da auf der Basis dieses heuen Grundkonzeptes 
sowohl e; ne Kostenschätzung vorl i egt als auch di e Frage der Fi nanz"j erung 
geklärt ist t sind optimale Vc;raussetzungen fih'" eine zligige Fortführung 
des Bauvorhabens geschaffen. 

FUr Planung und Bau des neuen AKH sind bisher folgende finanzie11en Mittel 
zur VerfUgung gestellt worden: 

1957 .- 1966 

1967 - 1970 
••••.•••••• o ......... ""oo· ••••• ~ ••• o,. 

•• o ................................ }. 

337 Mi11. S 

517 t~i1LS 

1971 - 3.11.1975 (GrUndung der AKPE) •.•.••.••.• 1.825 Mill.S 
4.1.1975 - 1976 ....... o ••••••••• o~ ••• ~.o ••••• ,. 870 ~l;ll.S 

In di esem Zusammenhang möchte ich auch auf den Umstand ver\'!ei sen, csf~ 

rund 38 % der Patienten des AKH nicht aus der Bundeshauptstadt,sondern 
aus anderen Bundesländern stammen. Die 50 % Kostenbeteiligung des BUddes 

am Neubau des A.KH bedeutet daher nicht nur eine wesentli.che Leistung l:;;r 

den Klinikbetrieb der r1edizinischt:?:l Fakulta': der Universität Hien, SV'1u2rn 

auch einen bedeutenden Beitl"ag zur EntlastL:ng von Spitalf:rhaltern ir. c::n 
Bundesländern. 

Die einzelnen Fragen beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 

Zu 1-3: 
DiebeidenGebietskörperschaften, Bund und Stadt Wien, werden der AKPE fUr 
die von ihr geplante effiziente BaudurchfUhrung entsprectlende Mittel aus 
ihren Budgets zur VsrfUgung stellen. 
Hinsichtlich der Finanzi2rungsspitzen,vcr allem in der Ausbau- und E1n­

richtungsphase, ~ird später zu entscheiden sein, ob eine außerbudgetäre 
Fremdmittelfinanzierung vorgenommen werden soll. 

"Zu 4: 

Oie Frage der Betriebsform fällt nicht in die Kompetenz des Bundes, da er 
nicht Träger des AKH ist. 

Zu 5: 
Oie Vergabe der Betriebsorganisationsplanun9 fällt in die Kompetenz der 
Organe der,~KPE. Nach m:?inen Informutionen ist Uber diese Vergabe noch 
nicht entschieden. 
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Zu 6: 

Eine Betriebskostenschätzung bzw. ein Vergleich mit den Betriebskosten 
. des ilten AKH durch die AKPE liegt vor. Das Ausmaß ihrer Fundi~rung ist 
naturgemäß vom jeweiligen Planungsstandathängig. 

Zu 7: 

Seitens der AKPE ist eine Fertigstellung fUr 1986/1987 in Aussicht ge­
nommen. 
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